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Die Landesregierung will 2009 und
2010 jeweils 25 Polizeianwärterinnen und
-anwärter zusätzlich einstellen. Minister-
präsident Kurt Beck und seine Fachminis-
ter für Justiz und Inneres kündigten im
letzten Monat diese Verbesserung in der
Personalplanung der Polizei im Rahmen
der Vorstellung eines Sicherheitskonzep-
tes der Landesregierung an. Gut so, hatte
man wohl als öffentliche Reaktion erwar-
tet. Dass es anders gekommen ist und ins-
besondere von Seiten der GdP heftige
Kritik kommt, hat eine einfache Ursache:
Auch mit den 50 zusätzlichen Ausbil-
dungsstellen sackt die Personalstärke der
Polizei bis Ende 2013 kräftig nach unten.
Nur noch 9024 ausgebildete Polizistinnen
und Polizisten wird es nach den Personal-
daten des ISM dann noch geben. Heute
sind es 9260.

Die Landesregierung sagt, sie liege im
Plan. Eine Personalstärke von 9014 Poli-
zistinnen und Polizisten habe der Land-
tag 2004 als Zahl für Zukunftsplanung
festgelegt. Die seit  2005 erfolgten Mehr-
einstellungen seien Vorsorge für den
stark wachsenden Einstellungsbedarf
aufgrund ansteigender Ruhestandsver-
setzungen. Deshalb sei man zurzeit ein
gutes Stück über die avisierte Personal-
stärke gekommen, in den kommenden
Jahren pendele sich das schrittweise ein.

Dem hält die GdP entgegen, der Per-
sonalzuwachs der Polizei resultiert fast

ausschließlich aus der 2004 angelaufenen
Lebensarbeitszeitverlängerung und der
damit verbundenen temporären Ver-
schiebung der stark ansteigenden Perso-
nalabgänge. Zudem ist das Konzept kei-
ne Antwort auf den Personalbedarf auf-
grund veränderter Sicherheitsanforde-
rungen – Stichworte: Terrorismusgefahr
oder Ausbau der polizeilichen Präventi-
on. Zudem wird verkannt, welche Ver-
schiebungen in den letzten Jahren in der
Personalverwendung eingetreten sind.
Allein aus dem Wechselschichtdienst
wurden seit 2001 fast 500 Beamtinnen
und Beamte herausgelöst, um andere
Sachbearbeitungsaufgaben abzudecken.
Hier herrscht Land unter, im Dienst rund
um die Uhr in den Polizeiinspektionen
waren noch nie so wenige Polizistinnen
und Polizisten eingesetzt. Das „Herz des
Polizeidienstes“ funktioniert nur noch
mit Bypässen.

Zudem drängt sich der Eindruck auf,
die Zahlen für die vorzeitigen Personal-
abgänge und Abbrecher der FH-Ausbil-
dung seien „klein gerechnet“. Realisti-
scher sind deutlich größere Ausfälle im
Personalbestand. Wenn allerdings alle
übers Jahr auftretenden vorzeitigen Per-
sonalabgänge im nächsten Jahr über
Neueinstellungen kompensiert werden,
kann der Punkt als abgehakt gesehen
werden.  

Was muss nun geschehen: 

1. Für den 5. Mai 2008 sind bisher 300
Studienanfänger bei der FH der Polizei
geplant. Das würde den Personalersatz
aus Ruhestand und vorzeitigen Abgän-
gen in der Prognose für 2011 in etwa de -
ck en. Was fehlt, ist der Ausgleich für Stu-
dienabbrecher. Von den im Mai 2005 ein-
gestellten 285 Polizeianwärterinnen und
-anwärtern haben inzwischen 26 die Se-
gel gestrichen, die Zahl wird absehbar
aufgrund der Prüfungsergebnisse steigen.
Unsere Forderung: Kurzfristig muss die
Einstellungszahl aufgestockt werden, 330
wäre der richtige Ansatz für den Studien-
beginn.

2. 50 Zusatzeinstellungen in den bei-
den nächsten Jahren, das geht in die rich-
tige Richtung. Aber nur, wenn die Aus-
gangsbasis bedeutet, wir ersetzen ansons -
ten alle Polizistinnen und Polizisten, die
in der Vorschau bis Ende 2013 aus dem
Dienst ausscheiden. Nur dann wäre ge-
währleistet, dass die Polizei ihren Perso-
nalstand wenigstens halten wird. Ohne-
hin wären 10 000 Polizistinnen und Poli -
zisten für Rheinland-Pfalz notwendig.

Die Polizei des Landes kann einiges an
Belastung einstecken. Das hat sie oft be-
wiesen. Aber ihr für die nächsten Jahre
einen Personalabbau vorzugeben, das ist
nicht zumutbar. Die GdP wird mit Blick
auf die bald anlaufenden Etatberatungen
mit Regierung und Parlament gerade in
diesem Punkt keinem Streit aus dem Weg
gehen. TW

GdP: Einstellungen aufstocken
Wer im politischen Geschäft zu Hause ist, der weiß um die Interpretation von Zahlen und Behauptungen. Das

erlebt die Polizei in diesen Tagen, wenn es um ihre Personalstärke und die Einstellungszahlen geht. Es gibt ein
Plus, wird von der Regierung signalisiert. Tatsächlich wird der Personalstand der Polizei sinken.

LANDESJOURNAL
RHEINLAND-PFALZ

PERSONALSTÄRKE GEHT NACH UNTEN

GdP und PSW im Internet:
http://www.gdp-de/Rheinland-Pfalz

http://www.psw-rp.de
http://www.psw-reisen.de

E-Mail: 
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Zahlen und Prognosen des ISM
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Nicht nur bei den überzogenen Diszi-
plinarmaßnahmen fühlt man sich an Zei-
ten der frühen Christenverfolgung erin-
nert. Bei den Regressverfahren bietet
sich das gleiche Bild. (Fast) jede sich bie-
tende Gelegenheit wird genutzt, um die
Kolleginnen und Kollegen in Regress zu
nehmen. Insbesondere bei den Falschbe-
tankungen oder bei Verkehrsunfällen
wird so lange gewühlt, bis sich endlich ein
Vorwurf finden lässt.

Wir wissen, wie schwierig es für die mit
der Materie befassten KollegInnen ist, zu
angemessenen Entscheidungen zu kom-
men und dass natürlich nicht alle Fälle
über einen Kamm geschoren werden
können. ABER: Es müsste den Verant-

wortlichen doch zu denken geben, dass es
in KEINEM anderen Ministerium – und
im Innenministerium in keiner anderen
Abteilung – also: NUR bei der Polizei –
zu Regressverfahren wegen Falschbetan-
kungen kommt! Es glaubt doch keiner,
dass nur wir so doof sind und anderen Be-
schäftigten nicht auch mal ein solcher
Fehler unterläuft?

Selbst kleinste Unfällchen mit einem
Schaden von 225 € werden die Regresslei-
ter hochgejagt. Vorwurf: Der Polizist hät-
te dem Abstandwarnsystem von Merce-
des nicht trauen dürfen! Wer die Preise
bei Mercedes kennt, kann sich bei der
Summe von 225 € sicherlich vorstellen,
was das für ein Mini-Schaden an der Stoß-

fahren in richtigem Aufwand? Und wel-
che Rolle spielen die Gerichte im Diszi-
plinarrecht? Die Debatte um das behörd-
liche Vorgehen gegen Polizeibeamte, die
ihre Dienstpflichten verletzt haben sol-
len, erreichte jetzt den Landtag.

Dort forderte die CDU im Innenaus-
schuss Bericht über die Entwicklung der
Disziplinarverfahren bei der Polizei in
den letzten 10 Jahren. Die vorgelegten
Zahlen lassen sich sehr gegensätzlich in-
terpretieren. So kommt das ISM zum Er-
gebnis, ein deutlicher Anstieg bei der
Zahl der eingeleiteten Verfahren sei für
die Jahre 2001 bis 2007 nicht zu verzeich-
nen. Eine „sehr verkürzte“ Darstellung,
denn nach den vom ISM vorgelegten
Zahlen gab es in den Jahren 1997 bis 1999
insgesamt nur zehn neu eingeleitete Dis-
zis, 2000 waren es schon 40 und in den
Folgejahren 77, 65, 91, 110, 79, 119 und
zuletzt 2007 wieder 86 neue Verfahren.  

Bemerkenswert ist auch die Tatsache,
dass von den 677 in den letzten 10 Jahren
eingeleiteten Verfahren exakt die Hälfte
eingestellt wurde. Das heißt, der An-
fangsverdacht einer gravierenden dienst-
lichen Verfehlung hat sich in allen diesen
Fällen nicht bewahrheitet. Aber die Be-
hörde hat erst mal eingeleitet, einen Vor-
ermittlungsführer bestellt, rechtliches
Gehör geboten, in der Regel war ein
Rechtsanwalt mit dem Vorgang beschäf-
tigt. Das alles kostet Zeit und viel Geld.

Vor allem aber ist es für rund 380 Polizis -
tinnen und Polizisten die Erfahrung, ihre
Vorgesetzten begegnen ihnen mit gehöri-
gem Misstrauen hinsichtlich ihrer Dienst-
auffassung. Die Motivation darf leiden,
es lebe der Vorgang.

Natürlich lässt sich nicht jeder Fall
über den gleichen Kamm scheren, das
weiß auch die GdP. Schließlich bekom-
men wir einen Großteil der Disziplinar-
vorgänge im Rechtsschutz für unsere
Mitglieder zu sehen und wir können uns
schon ein Bild machen, wo bis hin zur
Disziplinarklage mit dem Ziel der Entlas-
sung durchgegriffen werden muss, im an-
deren Fall aber mit einem mahnenden
Wort des Vorgesetzten mehr erreicht
werden könne. Zudem macht nachdenk-
lich, mit welchem Nachdruck richterliche
Beschlüsse für die Durchsuchung priva-
ter Sachen erwirkt, polizeiliche Ermittler
z. B. aus K 16 tagelang für die Observati-
on eigener Kollegen eingesetzt werden. 

Damit lassen sich jedoch die eingangs
gestellten Fragen allenfalls in justizieller
Sicht beantworten. Erklärung finden da-
mit weder die stark gestiegene Fallzahl
noch die Tatsache, dass in anderen Berei-
chen der Landesverwaltung das Diszipli-
nargesetz eher als Bücherstütze genutzt
wird. Dass das Thema weiter auf der Ta-
gesordnung bleibt, zeigt auch das Inter-
view mit Fachanwalt Dr. Montag auf der
nächsten Seite. TW
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REGRESS

DISZIPLINARRECHT

Wird bei der Polizei härter als früher
durchgegriffen? Geben Polizisten häufi-
ger als andere Beamte des Landes Anlass
zur Disziplinarermittlung? Stehen Er-
mittlungsaufwand und Ergebnis der Ver-

stange gewesen ist. Wenn man dann auch
noch dagegen rechnet, wie viele Juristen
u. a. sich in wie vielen Stunden mit solch
„schweren Verbrechen“ dienstlich be-
fasst haben… Da werden tausende Euros
sinnlos verbraten. 66 000 Beamte sind in
Diensten des Landes R-P. Und weitere
tausende bei den Kommunalverwaltun-
gen. Und fast alle Diszis nur bei den 9200
Polizistinnen und Polizisten? Das schreit
doch nach Ungleichbehandlung!

Ernst Scharbach: „Lasst wieder Ver-
nunft einkehren! Was früher in Gesprä-
chen mit den Vorgesetzten geregelt wer-
den konnte, muss auch heute möglich sein.
Wir sollten uns lieber mit den Verbrechern
befassen, als mit uns selbst!“

Die Motivation darf leiden, es lebe der Vorgang
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DP: Herr Dr. Montag, die Gewerkschaft
der Polizei hat den Eindruck, dass in jüng-
ster Zeit mit besonderer Härte in Diszipli-
narverfahren gegen Polizeibeamte in
Rheinland-Pfalz vorgegangen wird. Sie
vertreten viele dieser
Betroffenen. Wie ist
Ihr Eindruck zu die-
sem Thema?

RA Dr. Montag:
Wir stellen fest, dass
das Disziplinarrecht
in der Innenverwal-
tung völlig unter-
schiedlich gehand-
habt wird. In einigen
Verwaltungsberei-
chen, etwa bei Leh-
rern, Kommunal-
oder Forstbeamten
wird es fast nicht an-
gewendet. Dagegen
stammen nach unse-
ren Informationen im Schnitt der letzten
Jahre bei den erstinstanzlich anhängigen
Sachen rund 60%, bei den zweitinstanz-
lich anhängigen allein in den letzten drei
Jahren 70 bis 80% der Sachen aus dem Be-
reich der Polizei des Landes. Völlig außer
Verhältnis zur Zahl der Kolleginnen und
Kollegen in den Präsidien war dann zu-
nächst das PP Rheinpfalz und mittlerweile
das PP Westpfalz mit je rund 50% aller
beim VG Trier aus dem Bereich der Poli-
zei des Landes insgesamt eingegangenen
Sachen führend.

DP: Worauf führen Sie dieses Ungleich-
gewicht zurück?

RA Dr. Montag: Aus meiner Sicht ist
die Frage, in welchem Umfang überhaupt
zu förmlichen Sanktionsmitteln des Diszi-
plinarrechts gegriffen werden muss, pri-
mär eine solche guter Personalführung.
Wird die Führungsebene als fachlich kom-
petent, integer, fair und zugänglich erlebt,
vor allen Dingen aber was die Pflichterfül-
lung angeht als vorbildlich, also nah am
Leitbild der Polizei, führt eine solche Vor-
bildwirkung schon grundsätzlich dazu, we-
niger disziplinarrechtlich relevante Sach-
verhalte entstehen zu lassen und tatsäch-
lich ahndungswürdige in erheblichem

Umfang  anderweitig erledigen zu kön-
nen. Denn das Disziplinarrecht ist kein
Straf- und Sanktionsrecht, sondern nach
dem Willen des Gesetzgebers vom Erzie-
hungsgedanken getragen. Bis auf die här-

teste Maßnahme, die Entfernung aus dem
Dienst, sind alle disziplinarrechtlichen
Maßnahmen so konzipiert, dass der Be-
amte bei anschließender Bewährung auch
nach einiger Zeit wieder mit dienstrecht-
lich weißer Weste dasteht.

DP: Dieser Gesichtspunkt kann es aber
doch nicht allein sein, oder?

RA Dr. Montag: Nein, die von uns fest-
gestellten erheblichen Unterschiede auch
was die Fallzahlen innerhalb der Polizei,
also etwa im Vergleich der Präsidien, der
LPS oder der WSP angeht, beruhen in er-
ster Linie auf der Tatsache, dass in zwei
Präsidien mit hohem Personaleinsatz ver-
sucht wurde bzw. wird, Belastungsmateri-
al zusammenzutragen, um harte Sanktio-
nen bis in die mittlere Führungsebene hin-
ein aussprechen zu können. Ziel ist offen-
bar eine abschreckende Wirkung unter
den Kolleginnen und Kollegen. Die Ver-
waltungsgerichte können anschließend
nur den an sie herangetragenen Einzelfall
entscheiden und haben seit jeher auf Lan-
des- und Bundesebene relativ strenge
Maßstäbe an die Pflichtentreue angelegt.
Wir haben beispielsweise in einem Fall, in
dem gegen einen POK wegen einer unge-
nehmigten Nebentätigkeit ermittelt und

eine verwaltungsgerichtlich angeordnete
Hausdurchsuchung mit Beschlagnahme
von PC und Akten erfolgt ist, Rechtsmit-
tel zum OVG und anschließend Verfas-
sungsbeschwerde eingelegt. Das Bundes-
verfassungsgericht hat die Wohnungs-
durchsuchung, obwohl kein Straftatver-
dacht im Raum stand, allein mit dem Hin-
weis gebilligt, es könnte eine Entfernung
aus dem Dienst oder eine Degradierung
als Sanktion in Betracht kommen.

DP: Können die Beamten beim VG in
Trier oder dem OVG in Koblenz also nicht
mit Milde rechnen?

RA Dr. Montag: Das Disziplinarrecht
ist in beiden Gerichten in Kammern und
Senaten konzentriert, die in der derzeiti-
gen personellen Zusammensetzung kon-
sequent und bisweilen streng urteilen. Die
Richter sind gehalten, das materielle Dis-
ziplinarrecht ebenso wie das formelle an-
zuwenden und nicht berufen, Gnade zu er-
weisen oder gar Gnade vor Recht ergehen
zu lassen. Eine gute anwaltliche Vertre-
tung sollte daher lösungs- und nicht pro-
zessorientiert ausgerichtet sein. Falls sich
der Prozess nicht vermeiden lässt, muss
der Schwerpunkt der Tätigkeit in einer
möglichst lückenlosen Darstellung und
entsprechendem Nachweis der zugunsten
des Beamten sprechenden Gesichtspunk-
te bestehen. Belastende Gesichtspunkte
gilt es zu hinterfragen und notfalls mit ge-
eigneten Beweisanträgen zu erschüttern.

DP: Was könnte den Kolleginnen und
Kollegen helfen, nicht Adressat eines Diszi-
plinarverfahrens wegen dienstlichem oder
außerdienstlichem Fehlverhaltens zu wer-
den?

RA Dr. Montag: Hilfreich und wichtig
ist zunächst eine präzise Kenntnis der tat-
sächlichen Reichweite der verschiedenen
beamtenrechtlichen Pflichten, etwa im
derzeit hochsensiblen Spannungsfeld zwi-
schen Arbeitsunfähigkeit einerseits und
dem Nachgehen einer genehmigten oder
gar ungenehmigten Nebentätigkeit ande-
rerseits. Vielen der von uns beratenen
Kollegen sind mögliche disziplinarrechtli-
che Konsequenzen einzelner Verhaltens-
weisen überhaupt nicht bekannt.

DP: Wären Sie bereit, für die Leserinnen
und Leser der  DP aus Ihrer Sicht relevante
Urteile zusammenzustellen und aufzuzei-
gen, auf was zu achten ist, falls man sich ein
solches Verfahren einhandelt?

RA Dr. Montag: Diesem Wunsch kom-
me ich gerne nach.

Das Interview führte Jürgen Moser

Disziplinarverfahren noch verhältnismäßig?

LANDESJOURNALRheinland-Pfalz

DISZIPLINARRECHT

Dr. Montag (re.) im Gespräch mit Landesredakteur Jürgen Moser

Die Disziplinarverfahren sind merkbar angestiegen. Zu der Frage, ob all-
gemein die Disziplinarverfahren innerhalb der Polizei angestiegen sind und
ob mit unnötiger Härte gegen die Beamtinnen und Beamten vorgegangen
wird sprach DP mit Rechtsanwalt Dr. Martin Montag, Fachanwalt für Ver-
waltungsrecht in Kaiserslautern.
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Mehreren Teilnehmern hat die Veran-
staltung so gut gefallen, dass es ihnen eine
dankbare Rückmeldung an die GdP wert
war. Organisator Bernd Becker: „Das tut
einem Gewerkschafter auch schon mal
ganz gut, wenn ein Erfolg sofort zu sehen
ist und Danke gesagt wird“. Die GdP hat
sich mit einem Schreiben an die Landes-
polizeischule sehr herzlich dafür bedankt,
dass in schon bewährter Weise die Räum-
lichkeiten zur Verfügung gestellt wurden.
Ernst Scharbach in seinem Schreiben:
„Sie handeln damit ganz konkret im
Sinne des Konzeptes der Landesregie-
rung für die Einführung der Betriebli-
chen Gesundheitsförderung“.

Noch im April oder Anfang Mai dieses
Jahres wird erstmals flächendeckend
jede/r Beschäftigte in der rheinland-pfälzi-
schen Polizei mit dem Thema „Betriebli-
che Gesundheitsförderung“ in Berührung
kommen. 

Mit einem Fragebogen, der gemeinsam
mit Spezialisten der Unfallkasse Rhein-
land-Pfalz sowie unter Einbindung zahl-
reicher Kolleginnen und Kollegen und
des Hauptpersonalrates entwickelt wurde,
soll der Ist-Stand der Polizei in Sachen
Gesundheit erhoben werden. „Der An-
spruch geht aber ein Stück weiter“, for-
muliert Hauptpersonalrats- und GdP -
Vorsitzender Ernst Scharbach und weist
darauf hin, dass über den Fragebogen
auch herausgefunden werden soll, an wel-
chen Stellen der Dienst in der Polizei be-
sonders belastet und was dazu beitragen
könnte, den Dienst gesundheitsförderli-
cher zu gestalten. Bernd Becker, der das
Thema für die GdP und im Hauptperso-
nalrat Polizei bearbeitet, ist der Überzeu-
gung, dass durch die Einbindung derer,
die die Polizeiarbeit vor Ort zu leisten
haben, ein „sehr brauchbares Instrument“
entwickelt wurde. Die Gewerkschaft der
Polizei sieht in der möglichst großen Teil-
nahme an der Umfrage gleich mehrere

Chancen. „Wir können neue oder bereits
bekannte Belastungsquellen identifizieren
und vielleicht den subjektiven Eindruck
vieler Kolleginnen und Kollegen bestäti-
gen. Wir können aber auch Ansätze für
Verbesserungen herausfinden“, meint
Ernst Scharbach. Deshalb sei „Mitma-
chen angesagt“.

Aufmerksame Leser der DP wissen,
dass die GdP seit Jahren in beharrlicher
Kontinuität das Thema „Betriebliche Ge-
sundheitsförderung für die Polizei“ bear-
beitet. Seit 2003 ist es gelungen, zahlreiche
Personalräte, aber auch Verantwortungs-
träger auf Arbeitgeberseite für das Thema
zu sensibilisieren. Mit dem Rahmenkon-
zept „Gesundheitsmanagement in der
Landesverwaltung“ hat die Landesregie-
rung unter Federführung von Sozialminis -
terin Malu Dreyer alle Ressorts in die
Pflicht genommen. Der Landesdelegier-
tentag der GdP im Sommer 2006 rückte
das Thema in etlichen Behörden und Ein-
richtungen in das Zentrum der Aufmerk-
samkeit. Mittlerweile wurde die Aufgabe
der Gesundheitsförderung in der Polizei-
abteilung des Innenministeriums im
neuen Referat 346 unter Leitung von Phi -
lipp Römer institutionalisiert und hat er-
heblich an Fahrt aufgenommen. BB

Dem dritten Seminar soll noch in die-
sem Jahr ein Viertes folgen. Der Termin
ist auf Freitag, den 7. 11. 2008, 13.00 Uhr,
bereits festgelegt. Allerdings weist der
Referent darauf hin, dass sich die Teil-
nahmegebühr von 100,– auf 120,– Euro
erhöht. Die Gebühr wird im Übrigen
ganz oder teilweise von den meisten Ge-
setzlichen Krankenversicherern erstattet,
nicht aber von der PKV und der Beihilfe.
Anmeldungen für das November-Semi-
nar werden ab sofort entgegengenom-
men. BB

Rauchfrei und schlank mit
guter Resonanz

GdP: Mitmachen ist angesagt!

LANDESJOURNAL Rheinland-Pfalz

GESUNDHEITSFÖRDERUNG

■ Kinderfreundlich

Beamteneltern können für eine
Säuglings- und Kleinkindererstaus-
stattung 150 Euro Beihilfe beantragen.
Bisher ist allerdings die Kostendämp-
fungspauschale in der Beihilfe abgezo-
gen worden. Unter dem Strich blieb
also in vielen Fällen eine Null. Das soll
sich ändern: Mit der Beihilfenovelle
will das Land die o. a. Unterstützung
der Beamtenfamilien von der Kosten-
dämpfungspauschale freistellen. Gut
so. Bleibt zu hoffen, dass die nächste
Arztrechnung erst im neuen Beihilfe-
jahr kommt.

■ Pensionen anheben

Die Bundesregierung will für die
beiden nächsten Jahre die Renten er-
höhen und dabei den so genannten
Riester-Faktor aussetzen. Die Rent-
ner würden so stärker vom wirtschaft-
lichen Aufschwung profitieren kön -
nen. Die GdP begrüßt das Vorhaben,
sieht aber eine klare Benachteiligung
der Pensionäre, deren Beam ten ver -
sorgung über Jahre nicht dem Niveau
der Renten angepasst wurde. Der
Riester-Faktor findet übrigens bei den
Beamten ebenso Anwendung: Jede
Besoldungsanpassung wird seit  2002
um 0,54% gemindert. Dadurch rech-
net sich die für Rheinland-Pfalz be-
schlossene Anhebung der Versor -
gungsbezüge in 2007 und 2008 für die
Betroffenen auf jeweils Null. GdP-
Vorstand Heinz-Werner Gabler: „Wir
fordern für die Beamtinnen und Be-
amten sowie die Pensionäre des Lan-
des zeitnah ein deutliches Plus bei
ihren Bezügen.“

■ Waffenrecht

Die GdP will die sich aus der im
Februar vom Bundestag beschlosse-
nen Waffenrechtsnovelle ergebenden
Änderungen wieder in Form einer
Info-Karte auflegen. Die Arbeiten
dazu sind fast abgeschlossen. Die
Karte wird wieder in größerer Zahl
über die Kreisgruppen ausgeliefert.

Kurz und knackig

Es wurden von 28 Kolleginnen und Kollegen die Möglichkeit genutzt,
bei einem von der GdP angebotenen Tagesseminar mit dem Referenten
Manfred Weck Nichtraucher zu werden.
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Eine Aufstockung der Tabellenent-
gelte um einen Sockelbetrag von 50 € und
lineare Anhebungen der Tabellenwerte
ab 1. 1. 2008 um 3,1 Prozent und ab
1. 1. 2009 um weitere 2,8 Prozent sowie
eine Einmalzahlung am 1. 1. 2009 in
Höhe von 225 € bringt endlich mehr
„Kohle“ in das Portmonee der Beschäf-
tigten. Zwischen 7 und 10 Prozent liegen
die Erhöhungen für die nächsten zwei
Jahre. Die Arbeitszeitaufstockung um
eine halbe Stunde wirkt sich für die Poli-
zeibeschäftigten beim Bund nicht aus, da
diese bereits seit 2005 39 Stunden wö-
chentlich arbeiten. Die Große Tarifkom-
mission der GdP, die gleichzeitig zu den
Verhandlungen in Potsdam tagte und
über eine Annahme des Verhandlungser-
gebnisses zu beschließen hatte, zeigt sich
zufrieden mit dem Ergebnis und sieht die
Weichen für die Verhandlungen mit den
Ländern im nächsten Jahr gestellt.  „Ja,
ein super Erfolg“, war die Reaktion un-
serer Kolleginnen und Kollegen vor Ort,
„aber warum speist man uns bei den Län-
dern mit nur 2,9 Prozent ab? Sind wir we-
niger wert als Beschäftigte bei Bund oder
Kommunen? Warum diese Unter-
schiede? Sind wir nicht alle Beschäftigte
des öffentlichen Dienstes? Wann nehmen
auch wir tatsächlich am Aufschwung
teil?“ Dazu ein kleiner Ausflug in die
Vergangenheit. Tarifverhandlungen wur-

den in den zurückliegenden Jahren für
Angestellte und Arbeiter von Bund, Län-
der und Kommunen gemeinsam geführt.
Die Ergebnisse hatten für alle zum glei-
chen Zeitpunkt Geltung. Im Jahr 2004
veränderte sich die Tariflandschaft. Die

Tarifvertragsparteien hatten im Januar
2003 die Neugestaltung des Tarifrechts
des öffentlichen Dienstes („Prozessver-
einbarung“) beschlossen. Sie waren sich
darin einig, den öffentlichen Tarifver-
bund zu erhalten. Die Tarifgemeinschaft
deutscher Länder (TdL) kündigte jedoch
entgegen den Absprachen im Juni 2003
die Tarifverträge über die Zuwendung

(Weihnachtsgeld) und das Urlaubsgeld.
Im Mai 2004 folgte die Kündigung der
Arbeitszeitvorschriften. Die Länder führ-
ten „eigene Regelungen“ ein (für Rhein-
land-Pfalz bei Neueinstellungen
Erhö -hung der Arbeitszeit auf 40 Stun-
den, Kürzung oder gar Streichung des
Urlaubsgeldes und ein geringeres Weih-
nachtsgeld). Daraufhin verhandelten die
Gewerkschaften die Neugestaltung des
Tarifrechts nur noch mit der Vereinigung
der kommunalen Arbeitgeberverbände
(VKA) und dem Bund. Die Länder stie-
gen aus den Verhandlungen aus. Im Ok-
tober 2005 trat für die Beschäftigten bei
Bund und Kommunen der TVöD (Tarif-
vertrag öffentlicher Dienst) in Kraft. Um
nicht ganz den Anschluss zu verlieren,
nahm in der Zwischenzeit die TdL die
Verhandlungen mit den Gewerkschaften
wieder auf. Mit einem Jahr Verzug wurde
im Oktober 2006 ein eigener Tarifvertrag
(TV-L) für die Beschäftigten der Länder
abgeschlossen, mit Abweichungen u. a.
zur Arbeitszeitregelung, Jahressonder-
zahlung und dem Entgelt (Einmalzahlun-
gen 2006/2007, 2,9% Erhöhung ab
1. 1. 2009). Der TV-L enthält zudem Öff-
nungsklauseln, wonach die einzelnen
Länder zukünftig für ihre Beschäftigten
über die Arbeitszeit, die Jahressonder-
zahlung oder über Regelungen zum Leis -
tungsentgelt gesondert verhandeln
können. Verhandlungen über Entgelter-
höhungen und Grundsätze des TV-L füh-
ren weiterhin die TdL und die
Gewerkschaften für die Beschäftigten der
Länder gemeinsam (mit Ausnahme Ber-
lin und Hessen, da sie der TdL nicht mehr
angehören). Anfang 2009 könnte es in die
erste Verhandlungsrunde um Einkom-
mensverbesserungen für die Beschäftig-
ten der Länder gehen. Die Zielrichtung
ist durch das Ergebnis für Bund und
Kommunen klar vorgegeben. Auch wir
wollen einen tatsächlichen und nachhal-
tigen Aufschwung im Portmonee spüren.
Die Große Tarifkommission der GdP
wird sich vor Beginn der Verhandlungen
zusammenfinden, um die Forderungen
für die Beschäftigten der Länder zu for-
mulieren und zu beschließen.

MR

Weichen gestellt

LANDESJOURNALRheinland-Pfalz

TARIF

GROSSE TARIFKOMMISSION DER GdP (GTK)
Die Große Tarifkommission der GdP (GTK) ist zuständig für die tarifpoli-

tische Arbeit innerhalb der GdP. Zum einen gehört der geschäftsführende
Bundesvorstand (GBV) diesem Gremium an, zum anderen entsendet jeder
GdP-Landesbezirk jeweils zwei Tarifbeschäftigte. Rheinland-Pfalz ist mit Mar-
garethe Relet und Dieter Kronauer in diesem Gremium vertreten. Als Vorsit-
zender fungiert der Bundesvorsitzende; Stellvertreterin ist Kerstin Philipp, im
Bundesvorstand für die Tarifpolitik zuständig. Das Gremium tagt nicht regel-
mäßig, es wird immer dann einberufen, wenn tarifpolitischer Beratungsbedarf
besteht (z. B. Aufstellen von Forderungen für Tarifverhandlung, Beratung
über Annahme oder Ablehnung von Verhandlungsangeboten). Momentan
sind vier Arbeitsgruppen gebildet, die ebenfalls bei Bedarf tagen. Sie beschäf-
tigen sich mit den tarifpolitischen Grundlagen, der Kranken-/Renten-/Pflege-
versicherung, der Zusatzversorgung und der Entgeltordnung.

Die Beschäftigten von Bund und Kommunen erhalten eine spürbare und
nachhaltige Einkommensverbesserung. Die Beschäftigten der Länder hin-
ken hinterher. „Dieses Ergebnis hat Signalwirkung für die Verhandlungen
mit den Ländern im kommenden Jahr“, so Dieter Kronauer, Mitglied der
Großen Tarifkommission.

GTK-Mitglieder Margarethe Relet und
Dieter Kronauer beraten das Verhand-
lungsangebot
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Ausbildungs-, Schieß- und Einsatz-
trainer werden umfangreich in Anspruch
genommen, sowohl bei der Ausbildung
an der FH, bei der BePo, als auch vom
Einzeldienst. Durch die Umstellungen
an der FH für den Bachelor, die Einrich-
tung von Schießzentren und die neuen
Trainingsansprüche der Präsidien wird
sich das Aufgabenfeld der KollegInnen
erheblich verändern. Bedingt durch die
internen Abläufe der Aus- und Fortbil-
dung und die unterschiedliche Einsatz-
belastung innerhalb eines Jahresrhyth-
mus sind deutliche Belastungsspitzen zu
erwarten. Insgesamt erfordert dies einen
erheblichen und komplexen Planungs-
und Abstimmungsaufwand. Der HPRP
ist an den jeweiligen Arbeitsgruppen be-
teiligt. Das ISM hat die FH beauftragt,
eine Funktionsbeschreibung und Grund-
züge eines Auswahlverfahrens zu erstel-
len.

Die IT-Zentralstelle des ISM hat die
Firma 2ho mit dem Pilotprojekt „Opti-
miertes Druckmanagement“ beauftragt.
In den Dienststellen PI Bitburg, PI
Schweich und im 5. bis 7. Stock des PP
Mainz soll geprüft werden, wie das Dru -
ck en optimiert werden kann. Der HPRP
unterstützt das Projekt ausdrücklich –

und hat dabei die Nutzerzufriedenheit
und den Gesundheitsschutz im Fokus.
Die Firma 2ho stellt den derzeitigen IST-
Zustand fest, prüft die Abläufe, führt In-
terviews mit den KollegInnen und erar-
beitet Vorschläge zur Optimierung.

Die Neueinrichtung des Bildungs-
gangs „Polizeidienst und Verwaltung“
stößt auf noch größeres Interesse, als wir
erwartet hatten. Das ISM hat nunmehr
Auftrag erteilt, nebenamtliche Lehrkräf-
te für den „Polizeiteil“ der Schulung zu
suchen. Der Bildungsgang ist NICHT
Teil der Polizei, sondern gehört zu den
Berufsfachschulen Bad Kreuznach und
Ludwigshafen und findet in der Verant-
wortung des Bildungsministeriums statt.

Im Rahmen der kriminalpolizeilichen
Spezialfortbildung wird die Landespoli-
zeischule (LPS) ein Zertifikat „Brandur-
sachenermittlung“ vergeben können.
Voraussetzung ist die erfolgreiche Teil-
nahme an einem zweistufigen, modula-
ren Seminar. Das Zertifikat wird fünf
Jahre gelten und muss danach durch eine
Auffrischung des Kenntnisstandes gesi-
chert werden. Der HPRP begrüßt die
Zertifizierung als einen wichtigen Bau-
stein zur Aufwertung der kriminalpoli-
zeilichen Spezialkenntnisse.

Bei der Polizei werden 5,54 % schwer-
behinderte Menschen beschäftigt. Damit
wird die gesetzliche Quote von 5 % über-
schritten. Das ISM braucht daher keine
Ausgleichszahlung zu leisten.

Zur Verbesserung der unterschiedli-
chen Maßnahmen zur Verbindung von
Beruf und Familie im Rahmen des Audit-
Verfahrens wird eine AG die Präsentati-
on einer Intranetplattform erarbeiten.

Die absehbaren Mehreinstellungen
werden bei der FH zu erhöhtem Unter-
richtsbedarf führen. Auch in der Praxis
wird sich der Aus- und Fortbildungsauf-
wand erhöhen. Das ISM beabsichtigt, be-
sonders geeignete Pensionäre in die Aus-
und Fortbildung für einzelne Themenfel-
der einzubinden.

Die Standorte der BePo sollen als
„Zentren regionaler Logistik“ weiter
entwickelt werden. Die übrigen Polizei-
behörden und -einrichtungen sollen von
Aufgaben, die nicht der polizeilichen
Kernkompetenz zugehören, entlastet
werden. Hierzu soll ein AG-Auftrag an
die BePo ergehen.

Dieter Kronauer, Margarethe Relet
(Polizeibeschäftigte),

Ernst Scharbach (Beamte)

Bildungsgang „Polizeidienst und Verwaltung“

LANDESJOURNAL Rheinland-Pfalz

EHRUNGEN

KURZ BERICHTET AUS DEM HAUPTPERSONALRAT

Hermann Lutz, ehemaliger Landes- und 
Bundesvorsitzender der GdP, wurde 70 Jahre alt.
Es gratulierten Bundesvorsitzender Konrad Freiberg (re.)
und Landesvorsitzender Ernst Scharbach (li.)

Ernst Scharbach dankt Heinz Blatt (re.) für 50 Jahre
GdP-Zugehörigkeit und die vielen Jahre engagierter
Gewerkschaftsarbeit in Bund und Land
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Das neue Druckkonzept für Poli-
zeidienststellen nimmt Formen an.
Im Rahmen einer Kick-off-Veranstal-
tung wurde über die Inhalte des Pi-
loten informiert. Für die GdP nahm
Josef Schumacher an der Veranstal-
tung teil.

Am 31. März 2008 stellte der Vorsit-
zende der AG Druckerkonzept, Randolf
Stich/IT-Management/LDI, mit seinem
Team den Gästen aus den Pilotstandor-
ten Mainz, Schweich und Bitburg die Pla-
nungen zur Erstellung eines Druckkon-
zeptes für die Polizei (Pilot) vor.  Mehr-
fach wurde bereits in DP über eine nicht
auszuschließende Gesundheitsgefähr-
dung durch Feinstäube und Nanopartikel
aus Laserdruckgeräten berichtet.  Die
GdP hat das Thema zuerst beim PP Trier
und später auf Landesebene aufgegrif-
fen. Ein Schreiben des Innenministers
bestätigte, dass auf Grund der derzeiti-
gen Verdachtslage Vorsichtsmaßnahmen
getroffen werden müssen. Er beauftragte
die AG Druckkonzept, entsprechende
Planungen unter Berücksichtigung des
Gesundheitsaspektes zu erstellen. Josef
Schumacher, vom GdP-Landesvorstand
vertritt dabei den Hauptpersonalrat Poli-
zei in der AG, die erste Planungseckwer-
te entwickelt hat. Sie greift dabei auf ex-
terne Fachhilfe zurück, die im Wege der
Ausschreibung gewonnen wurde. Die
Firma „2ho Marketing“, Inhaber Dipl.-
Soz. Wiss. Heiko Hoffmann, wurde mit
der Unterstützung der AG betraut. Herr

Hoffmann stellte das Konzept seines In-
stitutes den anwesenden Gästen aus den
Pilotstandorten Mainz (PP, 5. bis 7. Eta-
ge), Bitburg (PI) und Schweich (PI) vor.
Auf der Grundlage des Konzeptauftra-
ges werden Fragen des Gesundheits- und
Arbeitsschutzes, aber auch der Budget-
einsparung untersucht. Herr Hoffmann
betonte insbesondere, dass diese „Perso-
naldienstleistung“ nicht gegen den Wil-
len der Beschäftigten durchgeführt wer-
den kann; er appellierte deshalb auch an

die Freiwilligkeit der
Teilnehmer (15 bis
20 Beschäftigte pro
Standort). Im We-
sentlichen werden
die Beschäftigten an
den Standorten mit
Erhebungen vor Ort
(2x) und einem Inter-
view „belastet“ (1x).
Aus der Bedarfsana-
lyse wird das Soll-
konzept abgeleitet,
das, völlig ergebnis-
offen, dazu führen
wird, eine Empfeh-
lung zur Anwendung
bei der Polizei bzw.

der gesamten Landesverwaltung auszu-
sprechen. Bleibt zu hoffen, dass ein posi-
tives Ergebnis erzielt werden kann, von
dem alle profitieren. Bei der anschließen-
den Fragerunde wurde insbesondere
durch die Vertreter der Personalräte die
Gewichtung des Gesundheitsschutzes
betont. Es liegt auch im Interesse der Be-
schäftigten, die Konzeption auch unter
diesem wichtigen Gesichtspunkt zum Er-
folg zu bringen, so der Appell von Josef
Schumacher an die Projektleitung. JS

Neues Druckkonzept soll
Gesundheit schützen

LANDESJOURNAL Rheinland-Pfalz

ARBEITSSCHUTZ

RUHESTANDSVERSETZUNGEN

WIR TRAUERN UM

Elisabeth Bosslet, KG PD Pirmasens, 73 Jahre
Ehefrau des Kollegen Josef Bosslet
Walter Biehn, KG PD Kaiserslautern, 86 Jahre
Helmut Klee, KG Neuwied/Altenkirchen, 70 Jahre
Luise Maria Bender, KG Neuwied/Altenkirchen, 84 Jahre
Ehefrau des Kollegen Paul Bender
Walter Scheer, KG PD Kaiserslautern, 72 Jahre

Wir werden ihnen ein ehrendes Andenken bewahren.

Dieter Knobloch, KG Vorderpfalz
Christina Hilgenberg, KG Neuwied/Altenkirchen
Edeltraud Zirkel, KG Südpfalz
Elisabeth Sonnenschein, KG PP/PD Koblenz
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